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E I N L A D U N G

zum

Neujahrsempfang

des

CDU
Kreisverbandes

Berlin-Mitte

und

der

CDU-Fraktion
in der BVV

Berlin-Mitte

am

15.01.2005
11.00 Uhr

im
Neuen Stadthaus

BVV-Saal
Parochialstrasse 1-3

Berlin-Mitte

Seite 4 Bericht vom Kreisparteitag

„Volle Attacke gegen den
politischen Gegner -
kein Feuer gegen die

eigenen Reihen“

Angela Merkel
auf dem Düsseldorfer Parteitag

zu den CDU-Delegierten

CDU zu Gast in der Niederländischen Botschaft

Ausgabe Dezember 2004 / Januar 2005

Unser Kreisparteitag am 24.11. hatte die
Zukunftsfragen der Innenstadtbezirke und die
Ergebnisse der Mitgliederumfrage als Schwer-
punkte. Zunächst sprach Nils Busch-Peter-
sen, Hauptgeschäftsführer des Gesamtver-
bandes des Einzelhandels Land Berlin, zum
Thema „Urbane Kerne“. Er stellte anschau-
lich dar, dass die gewachsenen Bezirkszentren
in Berlin auch wichtige Funktionen für die Sta-
bilität der jeweiligen Stadtteile übernehmen.
Gehen diese Zentren kaputt, sind die dazuge-
hörigen Stadteile ebenfalls betroffen. Eine
weitere Verslumung der umliegenden Wohn-
gebiete wäre die Folge. Er forderte deshalb von
der Politik ein verstärktes Engagement zur Sta-
bilisierung der Bezirkszentren ein. In diesem
Zusammenhang begrüßte er die Initiative der
CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus, die ein
Rahmengesetz zur Gründung von Standort-
gemeinschaften eingebracht hat, um bürgerli-
ches Engagement zur Stärkung der Einkaufs-
straßen effizienter unterstützen zu können.
In der anschließenden Aussprache zu diesem
Vortrag wurde auch das Positionspapier des
Kreisvorstandes „Eine Zukunft für die Innen-

stadt: Eine Chance für den Kiez“ diskutiert.
Es stellt konkrete politische Forderungen zur zu-
künftigen Politik in den Problembereichen unse-
res Bezirks auf und formt den ersten Baustein für
das kommunalpolitische Wahlprogramm 2006. Das
Papier wurde mit großer Mehrheit angenommen.
Im zweiten Teil des Kreisparteitages wurden die
Ergebnisse der Mitgliederumfrage diskutiert. Der
Kreisvorsitzende, Stephan Tromp, MdA gab einen
Bericht zur Durchführung und den Ergebnissen. In
der anschließenden Diskussion meldeten sich viele
Befürworter des Mitglieder- und des Delegierten-
prinzips zu Wort. Anschließend wurden mehrere
satzungsändernde Anträge zum Mitgliederprinzip
und Einberufung von Mitglieder-
vollversammlungen abgestimmt. Ca. 60% des Par-
teitages folgten die Empfehlung der Wahlvor-
bereitungskommission und entschieden sich damit
gegen diese Anträge und für die Beibehaltung des
Delegiertenprinzips in unserem Kreisverband.
Des Weiteren hat der Kreisparteitag entschieden,
im 1. Halbjahr 2005 einen Themenparteitag „Wirt-
schaft“ durchzuführen und einen Antrag verab-
schiedet, der ein angemessenes Andenken an die
Opfer der deutschen Teilung in Berlin fordert.

Dr. Nikolaos van Dam, Botschafter der Nie-
derlande in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Matthijs van Bonzel, Botschaftsrat
und Leiter der Politischen Abteilung und Dr.
Reinout Vos, Botschaftsrat und stellv. Lei-
ter der Wirtschaftsabteilung diskutierten
unter der Moderation von Stephan Tromp,
MdA vor 70 Gästen in der niederländischen

Botschaft in Mitte. Die Niederlande haben im
2. Halbjahr 2004 die Ratspräsidentschaft in der
EU inne und damit die Verantwortung für die
Vorbereitung des Europäischen Rats im Dezem-
ber, der weitreichende Entscheidungen für die
EU zu treffen hat. Aktuelle europapolitische
Themen wie die Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen mit der Türkei, die Ratifizierung
der EU-Verfassung, die künftige Zusammenar-
beit im Bereich der Justiz, des Inneren und der
Migration, die Diskussion über die Höhe des
EU-Haushaltes ab 2007 und damit verbunden,
die Höhe der Beiträge der einzelnen EU-Mit-
gliedsstaaten, die Strukturförderung wurden
erörtert. Außerdem wurde anlässlich des nur
wenige Tage vorher geschehenen Mordes an
dem Filmemacher Theo van Gogh in Amster-
dam und die anschließenden Unruhen in den
Niederlanden über die Probleme der Integrati-
on bestimmter ausländischer Bevölkerungs-
gruppen gesprochen.

Im Rahmen der Themenoffensive „Wirtschaft +
Bildung = Zukunft“ fand im Opernpalais eine Ver-
anstaltung des CDU Kreisverbandes und der MIT
Berlin-Mitte statt. Zu Gast war Christian
Wiesenhütter, stellv. Hauptgeschäftsführer der
IHK Berlin. Mit ihm diskutierte Jürgen Matthes,
amtierender MIT-Vorsitzender in Berlin-Mitte.
Beide waren sich einig, dass Berlin wird nur dann
wieder nachhaltiges Wachstum hervorbringen,
wenn eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik
dafür die Voraussetzungen schafft. Das sind öko-
nomische Rahmenbedingungen, unter denen pri-
vate Unternehmen wieder Arbeitsplätze schaffen.
Berlin war immer eine lebendige Wirtschafts-
metropole und wird es wieder werden, wenn wir
uns auf die Stärken der Stadt besinnen und ziel-
strebig entwickeln. Die Menschen in der Stadt, die
Institutionen von Wissenschaft, Bildung und Kul-
tur verfügen über ein erstklassiges Potential. Wir
brauchen wertschöpfungsintensive Arbeitsplätze,
um die Zukunft finanzieren zu können. Wertschöp-
fung werden wir aber nur dann erzielen, wenn wir
unsere industrielle Basis wieder stärken und aus-
bauen.

Zukunftsorientierte
Wirtschaftspolitik für

Berlin

70 Gäste verfolgten am 22.11. die Diskussion
in der niederländischen Botschaft

Hatten Spass an der interesanten Diskussion:
Matthijs van Bonzel, Dr. Nikolaos van Dam,
Stephan Tromp und Dr. Reinout Vos (v.i.)

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Mord an dem niederländischen Regisseur Theo van Gogh hat auch bei uns deutliche
Veränderungen bewirkt. Über Nacht begann bei uns eine Diskussion über die Integrations-
politik. Die Grünen haben am Anfang der Diskussion zwar noch einmal probiert, die übli-
chen Reflexe hervorzurufen, um eine Diskussion zu unterbinden. Mittlerweile sehen aber
auch viele ausländische Mitbürger ein, dass nur eine offene Debatte der einzige Weg ist,
Lösungsansätze für die bestehenden Probleme zu finden.

Positiv hervorzuheben ist, dass unsere Gesellschaft
dieses Mal nicht ihren Reflexen erlegen ist und unan-
genehme Diskussionen über Ausländer, Integrations-
willen und –engagement mit dem Hinweis auf unsere
eigene Geschichte wegdrückt.

Der CDU-Bundesvorstand hat auf dem Parteitag in
Düsseldorf ein Papier zur zukünftigen Integrationspolitik
der Union vorgelegt. Die Abgeordnetenhausfraktion hat
sich hierzu ebenfalls eindeutig positioniert und der Kreis-
parteitag der CDU Mitte hat in
seinem verabschiedeten Bau-
stein „Eine Zukunft für die Innen-
stadt: Eine Chance für den Kiez“
ebenfalls klare Aussagen hierzu
getroffen.
Wer integrationswillig ist, der
muss auch Hilfe hierzu erhalten.
Wer sich jedoch weigert und nicht
bereit ist, die deutsche Sprache
zu lernen, der muss angehalten
werden, unser Land wieder zu
verlassen. Unser Generalsekre-
tär Laurenz Meyer hat Recht,
wenn er die Gewährung von So-
zialleistungen an die Bereitschaft
zur Integration knüpft.

Gerade in unserem Bezirk ist die Frage der Integration
entscheidend für die zukünftigen Lebensverhältnisse
in den Kiezen. Bereits jetzt ist das Regierungsviertel
mit seinen angrenzenden Wohnquartieren in Mitte um-
ringt von deutlich davon abfallenden Wohngebieten in
Moabit und Wedding. Hier existieren Parallel-
gesellschaften bereits. Die Menschen vor Ort erwar-
ten zu Recht, dass die Politik hier eingreift und gegen-
steuert. Keine Gemeinschaft bleibt auf Dauer intakt,
wenn eine Gruppe sich außenvorstellt, Parallel-
gesellschaften bildet und keine Integrationsbereitschaft
zeigt. Wer neu dazu kommt, sollte nicht nur nehmen,
sondern auch geben, indem er sich einbringt.

Anfang nächsten Jahres werden wir eine Veranstaltung
mit Frau Emine Demirbüken, auf dem Bundesparteitag
neu in den Bundesvorstand gewählt, und dem
Innenpolitikexperten und Bundestagsabgeordneten

Roland Gewalt sowie Frank Henkel, innenpolitischer
Sprecher der CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus
durchführen, um gemeinsam mit ihnen die zukünftige
Integrationspolitik für die Berlin und die Innenstadt-
bezirke zu diskutieren. Als Kreisverband im Herzen der
Stadt sind wir gefordert, hier auch Schrittmacherfunktion
für den gesamten Landesverband zu übernehmen.

Die Union hat in Düsseldorf darüber hinaus unter Be-
weis gestellt, dass sie einen Gegenentwurf zu derder

Politik rot-grünen Bundesregie-
rung hat. „Die bittere Wahrheit
lautet: Wir leben von der Sub-
stanz“, sagte Angela Merkel in
Düsseldorf. Die SPD habe den
Wandel versprochen, tatsächlich
erlebten die Menschen jedoch
„Unsicherheit, den Verlust von
vertrauten Strukturen und Ver-
zagtheit“. Dagegen forderte die
Partei- und Fraktionsvorsitzende
einen klaren Kurswechsel für
2006: „Wir machen es grundle-
gend anders, damit es grundle-
gend besser werden kann!“ Der
beschlossene Leitantrag Wachs-
tum - Arbeit – Wohlstand:

Wachstumsstrategien für die Wissensgesellschaft ist
ein weiterer Schritt auf diesem Weg.
Lassen Sie uns den Schwung des Bundesparteitags in
das neue Jahr mit hinüber nehmen. Das Motto hat un-
sere Parteivorsitzende ausgegeben:  „Volle Attacke ge-
gen den politischen Gegner - kein Freuer gegen die
eigenen Reihen“.

Mit den besten Wünschen für eine besinnliche Advents-
zeit, friedliche Weihnachten und eine guten Jahreswech-
sel verbleibe ich

Ihr

Stephan Tromp, MdA
Kreisvorsitzender
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Urbanität gestalten: Der Hackesche Markt
Eine Aktion zur Begleitung der Einführung der Markttage

Parallelgesellschaften auch in Mitte nicht akzeptieren
von Frank Henkel, innenpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

Initiative für Bezirkszentren ins Parlament eingebracht
von Stephan Tromp, MdA

Die Ortsverbände Alexanderplatz und
Rosenthaler Platz haben sich in den letzten
Monaten intensiv mit der Entwicklung der
Markttage am Hackeschen Markt auseinan-
dergesetzt.

Am Anfang standen Gespräche im Februar
2004 mit anliegenden Gewerbetreibenden und
Anwohnern, die ihre Wünsche und Kritik-
punkte zur Einführung von Markttagen am
Hackeschen Markt vortrugen. Diese wurden
in einem Beschluss der Ortsverbände im März
2004 zusammengefasst. Die Kritik an der
Bezirksstadträtin Dubrau und unsere
Gestaltungs- und Angebotsvorschläge (Wa-
ren, die in den Werkstätten der Spandauer
Vorstadt produziert wurden) wurden auch öf-
fentlich aufgegriffen und vorgestellt.
Im August/September führten die Orts-
verbände eine Befragung auf dem Hackeschen
Markt nach „100 Tagen Markttage“ durch. Der
Text des Fragebogens war mit dem Fraktions-
vorsitzenden und weiteren Mitgliedern der
CDU BVV-Fraktion abgestimmt worden. An

Händler, Marktbesucher, anliegende Gewerbetrei-
bende und Anwohner wurden Flugblätter mit den
Fragen an mehreren Markttagen verteilt.
Im September lagen die Ergebnisse der Umfrage
vor. Sie wurden an die BVV und die Marktbetreiber
weitergegeben. Außerdem wurden die
Schlussfolgerungen aus der Umfrage öffentlich
gemacht: In einer Pressemitteilung wurden die
wichtigsten Erkenntnisse vorgestellt und an ver-
schiedenen Markttagen wieder an die oben ge-
nannten Zielgruppen verteilt.

Im Oktober luden die Ortsverbände für Anfang
November zu einer Diskussionsveranstaltung mit
dem Fraktionsvorsitzenden der CDU in der BVV
und den Marktbetreibern ein. Mit den 20 anwe-
senden Händlern, Anwohnern (Mietervertreter)
und den Marktbetreibern wurden die nächsten
Schritte zur Verbesserung der Marktsituation, die
im Frühjahr erfolgen sollen, diskutiert.

Lutz Stroppe
Vorsitzender OV Alexanderplatz

Die Integration von Ausländern stellt eine der
größten Herausforderungen auch in unserem Be-
zirk dar. In den Nischen unseres Gemeinwesens
bilden sich Parallelgesellschaften heraus, in de-
nen nicht nur andere kulturelle Werte, sondern mit
Zwangsheirat und Blutrache scheinbar auch andere
Gesetze vorherrschen. Die Politik darf hier nicht
tatenlos zusehen, sondern muss Stärke und Ent-
schlossenheit demonstrieren. Andernfalls verfesti-
gen sich gerade hier Kriminalität und Verslumung
in den Kiezen.

Wohin das führen kann, hat der religiös motivier-
te Mord am niederländischen Künstler Theo van
Gogh vor wenigen Wochen gezeigt.
Es wäre sicher falsch, der überwiegenden Mehr-
heit der Einwanderer eine bewusste Ausgrenzung
und Abkehr vom Verfassungsstaat zu unterstel-
len. Vielmehr muss denjenigen, die ihre Bereit-
schaft zur Integration zeigen, unsere Hand darge-
boten werden. Verbindliche Sprachtests und die
Wahrung einer ausgewogenen Sozialstruktur in
den Quartieren können dabei helfen, Ausländer
bei der Integration in unsere Gesellschaft zu un-

terstützen. Bestimmte identitätsstiftende Stan-
dards des Zusammenlebens in unserem Gemein-
wesen müssen jedoch für alle verbindlich sein.
Dazu zählen Verfassungstreue und ein prinzipiel-
les Bekenntnis zur deutschen Leitkultur. Wer nicht
bereit ist, diese Grundsätze zu befolgen, darf kei-
ne Toleranz von Gesellschaft und Politik erwar-
ten.

Wer sich weigert, die deutsche Sprache zu erler-
nen sowie Toleranz gegenüber anderen Religionen
und Meinungen zu üben, hat sein Bleiberecht ver-
wirkt. Unser Bundespräsident Horst Köhler hat die-
se Position in einer vielbeachteten Rede auf den
Punkt gebracht: „Ohne gemeinsame Basis ist kein
Zusammenleben möglich. Keine Gruppe darf aus
der Gesellschaft ausgeschlossen werden, keine
aber darf sich auch selbst ausschließen.“

Wer es dennoch tut, sollte mit der
Handlungsbereitschaft und Wehrhaftigkeit unse-
rer Gesellschaft rechnen.

Frank Henkel,
innenpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

Viele Bezirkszentren führen seit Jahren einen Exi-
stenzkampf. Doch wir brauchen sie als Standort
für Einzelhandel, Dienstleistung und Verwaltung.
Doch wie können sich die Bezirkszentren gegen
die ‘Grüne Wiese  ́behaupten? Wie machen wir
diese Zentren wieder attraktiv? Die Antwort lau-
tet: BIDs, kurz für Business Improvement Districts.
Die Idee stammt aus Kanada. Heute bereits exi-
stieren BIDs an über 1.200 Standorten weltweit, u.
a. am Times Square in New York. In London und
Hamburg sollen demnächst auch BIDs gegründet
werden. Aber was ist ein BIDs? BIDs sollen den
Immobilienbesitzern und Gewerbetreibenden in
den Berliner Bezirkszentren die Möglichkeit eröff-
nen, Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung ih-
res Standortes auf eine breitere, verlässlichere und
längerfristige Basis zu stellen. Zu den Aufgaben
dieser Standortgemeinschaften gehören beispiels-
weise die Verbesserung von Sauberkeit, Sicherheit
und der Infrastruktur. Hinzu kommen die Schaf-
fung eines einheitlichen Erscheinungsbildes, die Op-
timierung des Branchenmixes sowie eine bessere
Vermarktung. Bei den bisherigen auf Freiwilligkeit

basierenden Interessens- und Arbeitgemeinschaften
gibt es oft das Problem der Trittbrettfahrer, die von
den Initiativen der Gemeinschaft profitieren, jedoch
nicht bereit sind, dafür zu zahlen. Außerdem ist es oft
sehr schwer, auch die Immobilienbesitzer zu
motivieren, sich für die Bezirkszentren zu en-
gagieren. Mit der Gesetzesinitiative wird die
Möglichkeit geschaffen, alle zu aktivieren.
Wenn es eine Mehrheit für die Einrichtung
eines BIDs gibt, werden alle in die Pflicht
genommen, es profitieren aber auch alle vom
Erfolg. Wir wollen die Berliner Bezirkszentren
beleben. Die CDU-Fraktion hat deshalb jetzt
unter Mitwirkung des Berliner Einzelhandels
einen Gesetzentwurf erarbeitet und ins Par-
lament eingebracht, der den Rahmen für die
Gründung von BIDs schafft. Um deutlich zu
machen, dass alle Akteure am Standort ein-
gebunden werden sollen, erhielt der Gesetz-
entwurf den Namen ‘Gesetz zur Gründung
und zu den Aufgaben einer Standort-
gemeinschaft´ – kurz ‘Standort-
gemeinschaftsgesetz .́

Gerade in Zeiten, wo Berlin kein Geld hat, um eigene
Initiativen zu starten, ist es wichtig, die Bürger zu akti-
vieren. Mit dieser Gesetzesinitiative wollen wir die Vor-
aussetzungen hierfür schaffen.

Drei für die Innenstadt: RA Holger Schmitz, Stephan Tromp, MdA
und Nils Busch-Petersen

Diskussion im Lichtburg-Forum am Gesundbrunnen

Prof. Dr. Michael Wolffsohn, Historiker, und Dr.
Johannes von Thadden, Bundesgeschäftsführer
der CDU Deutschland, diskutierten unter der Mo-
deration von Stephan Tromp, MdA am 15.11. im
Lichtburg-Forum am Gesundbrunnen. Thema des
Abends war:  „Die CDU –zwischen Verantwortung
und Niederlage“.

Im Mittelpunkt stand die Frage, welche grundsätz-
lichen Vorschläge die Union als Oppositionspar-
tei erarbeiten muss, um sich für die Bundestags-
wahl 2006 erfolgreich als Alternative zur rot-grü-
nen Bundesregierung zu profilieren. Natürlich
spielte auch eine Rolle, bis zu welchem Maß man
im Ringen über die zukünftigen politischen Posi-
tionen auch einen Streit mit der Schwesterpartei
CSU in Kauf nehmen muss.  Auch wenn dieses
kurzfristig negative Schlagzeilen in der Öffentlich-
keit bringt.  Gerade erst am Wochenende vor der
Veranstaltung hatten sich die Spitzen von CDU und
CSU auf den Kompromiss zur Gesundheitsreform
geeinigt. Dies hatten viele der Gäste bei ihren
Beiträgen vor Augen. Letztendlich wurde die Not-
wendigkeit einer generellen Wertedebatte in
Deutschland gesehen, um das Fundament für die
zukünftige Politik in einer globalisierten Welt zu
legen. Einig waren sich alle Anwesenden, dass die
Union hier klare Vorstellungen einbringen kann.
Gerade in Zeiten wo Menschen wieder stärker als
in der Vergangenheit nach Werten suchen, stellt
die Union mit ihrem Menschenbild eine
verlässliche Stütze dar.

Die Markttage machen den Hackeschen Markt
noch attraktiver.

Stephan Tromp , Prof. Dr. Michael Wolffsohn und
Dr. Johannes von Thadden  im Gespräch  (v.l.)

Marketing für die
Hauptstadt

Zu Gast beim Vorsitzenden der Arbeitsgrup-
pe Tourismus der CDU/CSU-Bundstags-
fraktion, Klaus Brähmig, war der OV
Nettelbeck. Grund hierfür war der Antrag der
Bundestagsfraktion, in dem die Bundesregie-
rung aufgefordert wird, ein Marketingkonzept
für die Hauptstadt vorzulegen (Bundestag-
Drucksache 15/3491). Mit dieser Initiative will
die CDU-/CSU-Fraktion die weltweite Präsen-
tation Berlins weiter verbessern und damit
auch das Bild Deutschlands in der Welt posi-
tiv beeinflussen, erklärte Klaus Brähmig.

Klaus Brähmig (2.v.l.) diskutiert
mit den Mitgliedern des OV Nettelbeck


